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A. Veroffentlichungen des Landkreises

Allgemeinverfligung der Stadt Gottingen - Fachbereich 670
Gesundheitsamt fiir die Stadt und den Landkreis Gottingen -

angesichts der Corona-Pandemie zum Schutz der Bevolkerung

vor der Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2

SchulschlieBungen I

669



Die Stadt Gottingen - Fachbereich Gesundheitsamt fiir die Stadt und den Landkreis Géttingen - erlisst
angesichts der Corona-Pandemie zum Schutz der Bevoélkerung vor der Verbreitung des Coronavirus
SARS-CoV-2 folgende

Allgemeinverfiigung

Gemal § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG), sowie § 11 der niederséchsischen Verordnung
zum Schutz vor Neuinfektionen mit dem Corona-Virus (Niederséchsisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 18,
S. 147 vom 05.06.2020), in der aktuell glitigen Fassung, in Verbindung -mit § 1 Abs. -1 Niedersachsisches
Verwaltungsverfahrensgesetz, in Verbindung mit § 35 Satz 2 Verwaltungsverfahrensgesetz wird folgende
Aligemeinverfiigung erlassen:

1. Der Prasenzunterricht fiir alle 6ffentlichen allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen (BBS-| - IIi)
sowie Schulen in freier Trégerschaft im Bereich der Stadt Géttingen wird untersagt. Zudem wird der
Prasenzunterricht an der IGS Bovenden untersagt.

Ausgenommen ist die Notbetreuung in kleinen Gruppen.fiir Kinder, in deren Haushalten
a) keine Kontaktperson der Kategorie | lebt sowie
b) keine Person Symptome einer Erkrankung mit dem Corona-Virus aufweist.

2. Der Betrieb folgernder Kindertageseinrichtungen wird untersagt:

a) Ev.-luth. Kita St. Jacobi Géttingen, Obere Karspiile 34, 37073 Gottingen,
b) Kinderbetreuung im IDUNA-Zentrum, Maschmiihlenweg 4/6, 37073 Goéttingen.

3. Diese Allgemeinverfliigung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. Sie ist befristet bis
einschlieflich 12.06.2020, 24:00 Uhr. Gleichzeitig wird die Allgemeinverfiigung ,SchulschlieBungen I
vom 07.06.2020 aufgehoben.

Begriindung:

Rechtsgrundlage fiir die getroffenen Malnahmen ist § 28 Absatz 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG)i. V. m. § 33 IfSG
sowie § 11 der niedersachsischen Verordnung zum Schutz vor Neuinfektionen mit dem Corona-Virus. Nach § 28
Abs. 1 Satz 1 IfSG hat die zustindige Behdrde die notwendigen Schutzmafinahmen zu treffen, wenn Kranke,
Krankheitsverdachtige, Ansteckungsverdéachtige oder Ausscheiderinnen und Ausscheider festgestellt werden oder
sich ergibt, dass eine Verstorbene oder ein Verstorbener krank, krankheitsverdéchtig oder Ausscheiderin oder
Ausscheider war, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung Ubertragbarer Krankheiten erforderlich
ist. Nach Satz 2 kann die zustandige Behorde Veranstaltungen einer groReren Anzahl von Menschen beschranken
oder verbieten und Badeanstalten oder in § 33 genannte Gemeinschaftseinrichtungen oder Teile davon schlie3en;
sie kann auch Personen verpflichten, den Ort, an dem sie sich befinden, nicht zu verlassen oder von ihr bestimmte
Orte nicht zu betreten, bis die notwendigen Schutzmaf3nahmen durchgefiihrt worden sind.

Zudem wird auf die aktuelle Fassung der Niedersachsische Verordnung zum Schutz vor Neuinfektionen mit dem
Corona-Virus vom 05.06.2020 (Nds. GVBI. S. 147) hingewiesen.

Gem. § 11 S. 1 der niedersachsischen Verordnung zum Schutz vor Neuinfektionen mit dem Corona-Virus sind die
ortlich zustdndigen Behdrden befugt weitergehende Anordnungen zu treffen, soweit es im Interesse des
Gesundheitsschutzes zwingend erforderlich ist und den Regelungen der Verordnung nicht widersprechen.

Der Fachbereich Gesundheitsamt fiir die Stadt und den Landkreis Géttingen ist nach § 16 Abs. 2 Nieders#chsisches
Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) i.V.m. § 2 Abs. 1 Nr.2, § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 Niederséchsisches Gesetz
Uiber den 6ffentlichen Gesundheitsdienst (NG6GD), sowie der zwischen der Stadt Géttingen und dem Landkreis
Gottingen gem. § 5 Abs. 1, 1. Alternative des Niedersachsischen Gesetzes liber die kommunale Zusammenarbeit
(NKomZG) geschlossenen und am 28.12.2017 veréffentlichten Vereinbarung iiber die Ubemahme der Aufgaben
(unter anderem Aufgaben des offentlichen Gesundheitsdienstes) des Gesundheitsamtes fiir die Stadt und den
Landkreis Gottingen, zusténdige Behdrde im Sinne des IfSG und folglich auch fiir den Erlass von weitergehenden
Schutzmafnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von iibertragbaren Krankheiten gem. § 11 der
niedersachsischen Verordnung zum Schutz vor Neuinfektionen mit dem Corona-Virus zusténdig.
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Uber die Regelungen der Niedersichsischen Verordnung zum Schutz vor Neuinfektionen mit dem Corona-Virus
vom 05.06.2020 hinaus, wurden die 0.g. Anordnungen zur SchlieBung s&mtlicher Schulen im Bereich der Stadt
Gaottingen, der IGS Bovenden sowie der zwei Kindertageseinrichtungen getroffen.

Gem. § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG kann die zustdndige Behodrde insbesondere die unter § 33 IfSG genannten
Gemeinschaftseinrichtungen schlieflen, sofern Kranke, Krankheitsverdachtige, Ansteckungsverdachtige oder
Ausscheider festgestellt werden und solange es zur Verhinderung der Verbreitung Gbertragbarer Krankheiten
erforderlich ist. Bei alien 6ffentlichen aligemeinbildenden Schulen und Schulen in freier Tragerschaft handelt es
sich um Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne des § 33 IfSG.

Erkenntnisse aus den Erfahrungen der letzten Wochen belegen die sehr hohe Dynamik des Infektionsgeschehens,
insbesondere in der Stadt Goéttingen und in Teilen des Landkreises Gottingen. Das Ziel, die Ausbreitung des
Coranavirus SARS-CoV-2 in Stadt und Landkreis Géttingen zu verlangsamen wird weiterhin verfolgt.

Die o.g. Anordnungen haben ihre Grundiage in der Tatsache, dass in den vergangenen Tagen eine Vielzahl von
neu erkrankten/infizierten Personen im Bereich der Stadt Gottingen festgestellt wurde. Diese Erkrankten hatten
aufgrund ihrer familidren Struktur und ihrer Verhaltensweise eine groRe Anzahl von weiteren Kontakten zu anderen
Personen und Familien, hier insbesondere- auch schulpflichtigen Kindern. Bei einer nennenswerten Anzahl an
Schulkindern wurde bereits eine Infektion mit dem Corona-Virus festgestellt. Die Untersagung des
Unterrichtsbetriebs soll die Méglichkeit einer weiteren Sachverhaltsaufklarung ermdglichen. Um das Risiko einer
weiteren Verbreitung des Virus - gerade auch in Schulen und Kindertagesstatten - mdglichst zu verringem, ist diese
Anordnung aus Vorsorgegrinden notwendig um die Ansteckungsketten somit kurzfristig noch effektiver zu
unterbrechen.

Der zustindigen Behdrde wurde jedoch ein Ermessen eingerdumt. Flr die Anforderungen an die
Wahrscheinlichkeit einer Ansteckungsgefahr gilt dabei kein strikier, alle moglichen Falle gleichermafen
erfassender MaRstab. Vielmehr ist der geltende Grundsatz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des
Schadenseintritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je gréRRer und folgenschwerer der méglicherweise
eintretende Schaden ist (vgl. Bundesverwaltungsgericht, Urteil v. 22.03.2012, Az. 3 C 16/11). Aufgrund der
besonderen Gefahr, die von dem neuartigen Erreger aufgrund seiner recht hohen Ubertragbarkelt und der haufig
schweren bis hin zu tédlichen Krankheitsverldufe fiir die éffentliche Gesundheit in Deutschland und weltweit
ausgeht, sind an die Wahrscheinlichkeit einer Ansteckung eher geringe Anforderungen zu stellen, so dass hier das
Ubertragungsrisiko aufgrund der Nahe zu mdglicherweise infizierten Personen ausreicht.

Die Untersagung des Betriebes der Einrichtungen stellt ein Mittel zur Verhlnderung der weiteren Verbreitung der
Krankheit dar. Dadurch, dass Kontaktketten unterbunden werden, kann einer Mensch-zu-Mensch-Ubertragung und
einer weiteren Verbreitung enigegengetreten werden. Die angeordneten Betriebsuntersagungen der
Gemeinschaftseinrichtungen minimieren die Ansteckungsgefahr fiir Schilerinnen/Schiler/Lehrer und sonstige
Personen und ist daher geeignet, den Schutzzweck des IfSG zu erfiillen.

Die iibergeordnete Bedeutung der Rechtsgiiter Leben und kdrperliche Unversehrtheit der Bevotkerung rechtfertigt
diese MaRnahme. Diese Gefahrdungslage greift auch bei wenigen oder einzelnen Kontaktpersonen. Ein milderes,
gleich geeignetes Mittel, ist damit nicht ersichtlich. Die umzusetzenden Maf3nahmen sind nach fachlicher
Risikobewertung zur Aufrechterhaltung der Funktionsfahigkeit des Gesundheitssystems zwingend erforderlich und
in diesem Stadium noch erfolgsversprechend méglich.

Die sich aus der SchlieBung ergebenden Einschrankungen stehen nicht aufer Verhdltnis zu dem Ziel, eine
Weiterverbreitung des Krankheitserregers in der Bevolkerung zu verhindern. Mit der Schlietung der Einrichtungen
wird den Belangen der betroffenen Personen so weit wie méglich Rechnung getragen. Nach alledem sind die
angeordneten MafRnahmen geeignet, angemessen und erforderlich, mithin verhéltnismagig.

Die Allgemeinverfiigung tritt am Tag nach lhrer Bekanntgabe in Kraft. Die Befristung bis zum 12.06.2020,
24:00 Uhr, erfolgt aus VerhaltnismaRigkeitsgriinden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Allgemeinverfigung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage bei dem
Verwaltungsgericht Géttingen in Gottingen erhoben werden.
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Hinweis:

Die Allgemeinverfiigung ist gem. § 28 Abs. 3 IfSG i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Eine Klage hat somit
keine aufschiebende Wirkung.

Gottingen, den 08.06.2020

AMTSBLATT FUR DEN LANDKREIS GOTTINGEN 08.06.2020 Nr. 43  Seite 672




	Deckblatt
	Inhalt
	A. Veröffentlichungen des Landkreises
	./.
	Allgemeinverfügung der Stadt Göttingen - Fachbereich Gesundheitsamt für die Stadt und den Landkreis Göttingen - angesichts der Corona-Pandemie zum Schutz der Bevölkerung vor der Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 Schulschließungen III (./. vom 08.06.2020)
	Seite 2
	Seite 3




